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NEUES AUS BERLIN 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Jetzt zwei Tests  
pro Woche  
für Arbeitnehmer 
Der Schutz der Beschäftigten 
ist uns wichtiger als Profitma-
ximierung, die Interessen von 
Kindern und Familien stehen 
für uns im Mittelpunkt: Diese 
Punkte hat die SPD-Fraktion 
im aktuellen Infektionsschutz-
gesetz durchgesetzt. 
 
Noch immer stecken sich sehr viele 
Menschen mit dem Corona-Virus an. 
Ärzte und Pflegekräfte klagen über 
Engpässe auf den Intensivstationen. 

Mehr als 80.000 Menschen sind be-
reits durch das Virus gestorben. 
  
Mit der Novelle des Infektionsschutz-
gesetzes werden die gesetzlichen 
Grundlagen geschaffen, um die dritte 
Welle der Pandemie zu brechen und 
die Lage in den Griff zu bekommen. Es 
ist am Mittwoch vom Bundestag ver-
abschiedet worden. 
 
Nach langen Verhandlungen mit dem 
Koalitionspartner und in enger Ab-
stimmung mit den Bundesländern hat 
die SPD-Fraktion einen sehr guten 
Kompromiss erreicht. Erstmals wird 
es bundeseinheitliche Regeln geben 
und keinen Flickenteppich mehr. Alle 
notwendigen Einschränkungen müs-
sen einheitlich, transparent und nach-
vollziehbar sein. 
 
In den Verhandlungen war es allein 
die SPD-Fraktion, die sich für ver-
pflichtenden Arbeitnehmerschutz 
durch Arbeitgeber, für Kinder und Ju-
gendliche und ihre Familien sowie ei-
nen besseren Grundrechtsschutz ein-
gesetzt hat. Im Einzelnen konnte sie 
folgendes Paket verhandeln: 
 
 Unabhängig von der Inzidenz 

werden die Unternehmen beim 
Thema Arbeitsschutz noch 
stärker in die Pflicht genom-
men. Denn auch am Arbeits-
platz gilt, dass Kontakte dras-
tisch reduziert werden und si-
cherer gemacht werden müs-
sen. Deshalb wird Homeoffice, 
wo es möglich ist, verbindli-
cher als bisher vorgeschrie-
ben. Arbeitgeber werden ver-
pflichtet, den Beschäftigten 
zweimal (statt nur einmal) pro 
Woche einen Corona-Test an-
zubieten, wo Homeoffice  
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objektiv nicht möglich ist. 
Schutz der Beschäftigten ist 
wichtiger als Profitinteressen 
der Unternehmen. 
 

 Der SPD-Fraktion war es dabei 
wichtig, dass bei den Kontakt-
beschränkungen das Prinzip 
"Außen vor Innen" greift. Des-
halb ist Sport und Bewegung 
im Freien weiter möglich. Kin-
der können in Gruppen bis zu 
5 Kindern gemeinsam mit ei-
nem getesteten Trainer im 
Freien Sport treiben. 

 
 Ab einer 7-Tage-Inzidenz von 

mehr als 100 Neuinfektionen 
je 100.000 Einwohner in ei-
nem Landkreis müssen Ge-
schäfte und Einrichtungen 
schließen, private Zusammen-
künfte werden begrenzt. Zu-
dem wird eine nächtliche Aus-
gangsbeschränkung zwischen 
22 Uhr und 5 Uhr eingeführt. 
Zwischen 22.00 und 24.00 Uhr 
kann eine Person aber weiter-
hin Spazieren gehen oder 
Sport treiben. „Test, click and 
meet“ wird bei einer Inzidenz 
von 100 bis150 weiter möglich 
sein, und Abhol- und Liefer-
dienste bleiben erlaubt. Die 
Notbremse wirkt unmittelbar, 
aber die SPD-Fraktion hat die 
Möglichkeit zur vorbeugenden 
Feststellungsklage beim Ver-
waltungsgericht durchgesetzt. 

 
 Um Schülerinnen und Schüler, 

insbesondere aber auch ihre 
Eltern und das Schulpersonal 
zu schützen, gehen Schulen im 
Inzidenzbereich von 100-165 
in den Wechselunterricht und 
müssen ab einer Inzidenz 165 
in den Distanzunterricht. 

 

 Viele Familien leiden unter 
Doppelbelastung von Home-
office und Homeschooling. Um 
hier etwas Erleichterung zu 
schaffen, wird der Rechtsan-
spruch auf Kinderkrankentage-
geld ausgeweitet: künftig sind 
30 Tage pro Kind möglich (10 
mehr als bisher), für Alleiner-
ziehende 60 Tage (20 mehr als 
bisher). 

 
 Die Einschränkungen sind bis 

zum 30. Juni befristet. Außer-
dem wird es Ausnahmen für 
geimpfte Personen geben, die 
in einer Rechtsverordnung des 
Bundes geregelt werden sol-
len.  Diese bedarf der Zustim-
mung des Bundestages. 

 
 Auch für Menschen mit Behin-

derung hat die SPD-Fraktion 
Verbesserungen erreicht: die 
Assistenzkräfte zählen nun-
mehr mit den Betreuten wie 
ein Haushalt. 

 
 Nichts wird beschlossen ohne 

die Zustimmung des Bundes-
tages. Es gibt also keinen 
Blankoscheck für die Regie-
rung. 
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Die Krise wird 
abgefedert – für alle 
Um die Corona-Pandemie zu 
bekämpfen und ihre Folgen 
abzufedern, schafft die Koali-
tion den nötigen finanziellen 
Spielraum. Die SPD-Fraktion 
fordert zudem ein Aufholpaket 
für Kinder und Jugendliche.  

Die Pandemie hat uns weiterhin fest 
im Griff. Daher muss die Koalition 
nach wie vor alles unternehmen, um 
die gesundheitlichen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Auswirkungen 
abzufedern. Dass wir die finanzielle 
Kraft dafür haben, zeigt der Nach-
tragshaushalt, der am Freitag verab-
schiedet wurde. Insgesamt 60,4 Milli-
arden Euro nimmt die Regierung zu-
sätzlich in die Hand, um Deutschland 
weiterhin gut durch die Krise zu brin-
gen. Die Nettokreditaufnahme wird 
somit von 179,8 Milliarden Euro auf 
240,2 Milliarden Euro erhöht.   

Weitere Hilfs- und Schutzmaßnah-
men, der verlängerte Lockdown, die 
verschlechterte konjunkturelle Lage 
sowie eine neue Test- und Impfstra-
tegie – zentrale Bausteine für die Be-
kämpfung der Pandemie - führen zu 
höheren notwendigen Ausgaben und 
geringeren Einnahmen, als im Bun-
deshaushalt 2021 unterstellt wurden. 

Impfstoffbeschaffung 
und Teststrategie 

Allein die Mittel für den Gesundheits-
schutz zur Bekämpfung der Covid-19-
Pandemie im Einzelplan des Bundes-
ministeriums für Gesundheit werden 
um 14,6 Milliarden Euro erhöht. Da-
runter fallen zusätzliche Mittel zur 

Impfstoffbeschaffung, zur Teststrate-
gie und für weitere Ausgleichszahlun-
gen an Krankenhäuser. Auch bei den 
Wirtschaftshilfen wird nachgesteuert. 
Diese werden um 25,5 Milliarden Euro 
auf 65 Milliarden Euro erhöht. Damit 
ist es möglich, die Überbrückungshil-
fen III für Unternehmen inhaltlich zu 
optimieren und über den 30. Juni 
2021 hinaus zu gewähren.  

Die Pandemie zu bewältigen, bedeutet 
viel mehr, als Zuschüsse auszuzahlen 
oder den Gesundheitssektor zu stär-
ken. Daher ist es der SPD-Fraktion ein 
großes Anliegen, im Familien- als 
auch Bildungsbereich tätig zu werden. 
Im Einzelplan des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren, und Ju-
gend werden im Bereich der Kinder- 
und Jugendpolitik zusätzlich 78,5 Mil-
lionen Euro zur Bewältigung der Co-
vid-19-Pandemie bereitgestellt. 

Damit werden Vorhaben im Bereich 
der Ferienfreizeiten, Sprach-Kitas, der 
Mehrgenerationenhäuser oder auch 
der Stiftung Frühe Hilfe genehmigt. 
Im Einzelplan des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung wer-
den zusätzliche Mittel in Höhe von 20 
Millionen Euro zur Bewältigung der 
Covid-19-Pandemie im Bereich der 
allgemeinen Bildung ausgebracht. 

SPD-Fraktion fordert Aufholpaket 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert 
zudem ein „Corona-Aufholpaket“ für 
die junge Generation. Damit sollen 
Kinder und Jugendliche, die in Pande-
miezeiten viel verpasst haben, Ver-
säumtes schnellstmöglich nachholen 
können. Alle Kinder sollen ihre Bil-
dungsziele erreichen und sich persön-
lich verwirklichen können. Die SPD-
Abgeordneten fordern zwei Milliarden 
Euro für Unterstützung in Schulen,  
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Angebote der Kinder- und Jugend-
hilfe, Corona-Auszeiten, Feriencamps 
und Freizeiten sowie bezahlbare Feri-
enangebote.  

Mit dem Nachtragshaushalt wird auch 
die finanzielle Grundlage für einen 
neuen Sonderfonds „Kultur“ geschaf-
fen, den Olaf Scholz und das Bundes-
finanzministerium konzipiert haben. 
2,5 Milliarden Euro stehen zur Verfü-
gung, um einerseits Kulturveranstal-
tungen finanziell zu unterstützen, die 
Corona-bedingt mit niedrigerer Fre-
quentierung stattfinden sollen. Ande-
rerseits soll es eine Ausfallabsiche-
rung für Veranstalter geben, damit 
ihnen bei pandemiebedingter Veran-
staltungsabsagen oder Teilabsagen 
geholfen wird. 

Für diesen Nachtragshaushalt muss 
erneut von der sogenannten „Schul-
denbremse“ über die im Grundgesetz 
dafür vorgesehen Ausnahmeregelung 
abgewichen werden. Die Regelgrenze 
der Schuldenregel wird nunmehr um 
216,370 Milliarden Euro überschrit-
ten. 

 

 

 

 

 

 

 

Transparenzregeln 
werden jetzt  
deutlich verschärft 
Nach den Korruptionsskanda-
len in der Unionsfraktion hat 
die SPD-Fraktion eine eindeu-
tige Verschärfung der parla-
mentarischen Transparenzre-
geln bei Nebeneinkünften und 
Aktienoptionen durchsetzen 
können. 
 
Die Koalition hat sich darauf geeinigt, 
die parlamentarischen Transparenz-
regeln deutlich zu verschärfen. Es 
handelt sich dabei um eine Initiative 
der SPD-Bundestagsfraktion nach den 
Korruptionsskandalen in den Reihen 
der Unionsfraktion. Seit Jahren for-
dert die SPD-Fraktion eine umfas-
sende Reform der Transparenzregeln. 
Nach mehreren Verhandlungen im 
März konnte sie sämtliche Forderun-
gen in diesem Bereich durchsetzen. 
 
Für die SPD-Fraktion ist klar: Durch 
das Fehlverhalten von einigen Unions-
abgeordneten ist Vertrauen zerstört 
worden. Mit dem Gesetzentwurf, den 
der Bundestag diese Woche in Erster 
Lesung beraten hat, wird unsere par-
lamentarische Demokratie gestärkt. 
 
„Ich bin froh, dass wir uns nach vielen 
Jahren harter Diskussionen nun 
schnell auf diese deutlich verschärften 
Regeln für mehr Transparenz im Bun-
destag geeinigt haben. Ich hoffe, dass 
damit fahrlässig verspieltes Vertrauen 
in Politik zurückgewonnen werden 
kann“, sagt Rolf Mützenich, der Vor-
sitzende der SPD-Bundestagsfraktion. 
Die Reform im Einzelnen: 
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1. Anzeigepflichtige Einkünfte aus 
Nebentätigkeiten und Unter-
nehmensbeteiligungen werden 
künftig betragsgenau (auf 
Euro und Cent) veröffentlicht. 
Einkünfte sind künftig anzeige-
pflichtig, wenn sie im Monat 
den Betrag von 1.000 Euro 
oder bei ganzjährigen Tätig-
keiten im Kalenderjahr in der 
Summe den Betrag von 3.000 
Euro (bisher 10.000 Euro) 
übersteigen. 

 
2. Beteiligungen an Kapitalgesell-

schaften und Personengesell-
schaften werden künftig be-
reits ab fünf Prozent (bislang: 
25 Prozent) der Gesellschafts-
anteile veröffentlicht. 

 
3. Auch Einkünfte aus anzeige-

pflichtigen Unternehmensbe-
teiligungen (z.B. Dividenden, 
Gewinnausschüttungen) wer-
den veröffentlicht. 

 
4. Aktienoptionen werden künftig 

veröffentlichungspflichtig sein 
und zwar unabhängig von der 
Frage, ob sie einen bezifferba-
ren Wert haben. 

 
5. Von Dritten bezahlte Lobbytä-

tigkeit von Bundestagsabge-
ordneten gegenüber der Bun-
desregierung oder dem Bun-
destag wird gesetzlich verbo-
ten. Ehrenamtliche Tätigkeiten 
gegen Aufwandsentschädi-
gung, etwa im Vorstand eines 
Vereins, sollen erlaubt bleiben, 
sofern die Aufwandsentschädi-
gung verhältnismäßig ist und 
zehn Prozent der Aufwands-
entschädigung nicht über-
steigt. 

 

6. Honorare für Vorträge im Zu-
sammenhang mit der parla-
mentarischen Tätigkeit werden 
untersagt. 

 
7. Abschöpfung verbotener Ein-

nahmen: Wenn Abgeordnete 
ihre Mitgliedschaft zu ge-
schäftlichen Zwecken miss-
brauchen, gegen das gesetzli-
che Verbot der entgeltlichen 
Interessenvertretung für Dritte 
oder gegen das Verbot der Ho-
norare für Vortragstätigkeiten 
verstoßen und hierdurch Ein-
nahmen erzielen, sind diese 
Einnahmen an den Bundestag 
abzuführen. 

 
8. Als zusätzliche Sanktion für 

diese Fälle kann auch ein Ord-
nungsgeld bis zur Hälfte der 
jährlichen Abgeordnetenent-
schädigung verhängt werden. 

 
9. Die Entgegennahme von Geld-

spenden durch Abgeordnete 
wird verboten. 

 
Darüber hinaus will die SPD-Fraktion 
§ 108e StGB (Abgeordnetenbestech-
lichkeit und -bestechung) reformie-
ren. Hierzu laufen bereits Gespräche. 
Auch wird die Koalition zeitnah wei-
tere Regelungen für mehr Transpa-
renz im Parteiengesetz vorschlagen. 
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Schnelles Internet 
für alle 
Alle Bürger*innen erhalten 
das Recht auf einen Breitband-
anschluss. Neue Investitions-
anreize sollen den Glasfaser-
ausbau beschleunigen. Zudem 
wird der Verbraucherschutz 
bei Mobilfunkverträgen ver-
bessert. 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger haben 
künftig einen Anspruch auf einen 
schnellen Internetanschluss. Das 
sieht ein neues Gesetz zur Moderni-
sierung der Telekommunikation 
(TKMoG) vor, das der Bundestag 
jetzt beschlossen hat. Mit dem Ge-
setz werden die Rahmenbedingungen 
für den Ausbau von schnellen Gi-
gabit- und Mobilfunknetzen verbes-
sert und der Verbraucherschutz ge-
stärkt. 
 
Ohne schnelles Internet geht heute 
nichts mehr. Allerdings führt uns 
nicht erst die Corona-Pandemie vor 
Augen, dass Deutschland bei der flä-
chendeckenden Versorgung von 
hochleistungsfähigen Telekommuni-
kationsnetzen, insbesondere Glasfa-
sernetzen, immer noch erheblichen 
Nachholbedarf hat. 
 
Im Festnetzbereich geht das TKMoG 
deshalb die Probleme an, die derzeit 
in der Praxis zu Verzögerungen beim 
Glasfaserausbau führen: So werden 
die Genehmigungsverfahren für Bau-
anträge beschleunigt und die be-
grenzten Tiefbaukapazitäten entlas-
tet, indem der Einsatz alternativer 
Verlegeverfahren erleichtert wird. 
 

Um den Inhouse-Glasfaserausbau 
voranzubringen, wird außerdem die 
40 Jahre alte sogenannte TV-Umlage 
durch ein modernes Glasfaser-Bereit-
stellungsentgelt ersetzt. Das Ziel: 
neue Infrastruktur durch mehr Wett-
bewerb. Die Neuregelung schafft ei-
nen klaren Investitionsanreiz für Ver-
mieterinnen und Vermieter: Wenn sie 
ein Telekommunikationsunternehmen 
mit dem Ausbau von Glasfaserleitun-
gen beauftragen, können die Kosten 
auf die Nebenkostenabrechnung um-
gelegt werden. Die Belastung für 
Mieterinnen und Mieter darf dabei 
monatlich fünf Euro nicht überschrei-
ten und ist in der Regel auf fünf 
Jahre begrenzt. Nur in Ausnahmefäl-
len darf bis zu neun Jahre umgelegt 
werden. 
 
Mit der Verankerung des Open-Ac-
cess-Ansatzes, also der verpflichten-
den Ermöglichung des Zugangs zur 
Glasfaser-Infrastruktur für Dritte, 
wird mehr Wettbewerb auf dem 
Markt der Diensteanbieter geschaf-
fen. Das verbessert die Wahlfreiheit 
für die Verbraucherinnen und Ver-
braucher deutlich.  
 
Auch im Mobilfunkbereich wird der 
Ausbau hochleistungsfähiger Netze 
vorangetrieben, um gerade auch in 
ländlichen Räumen eine flächende-
ckende Versorgung zu gewährleisten. 
 
Darüber hinaus wird es zukünftig ei-
nen gesetzlichen Anspruch auf eine 
angemessene und erschwingliche 
Grundversorgung mit Telekommuni-
kationsdiensten geben. Alle Bürgerin-
nen und Bürger erhalten das Recht 
auf die Bereitstellung eines Breit-
bandinternetzugangs, der die wirt-
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schaftliche und soziale Teilhabe ga-
rantiert und niemanden von der digi-
talen Daseinsvorsorge abschneidet. 
 
Hinzu kommen weitere deutliche Ver-
besserungen für Verbraucherinnen 
und Verbraucher. 
 
 ein telefonisch geschlossener 

Vertrag über Telekommunika-
tionsdienste rechtlich wirksam 
wird, muss dieser den Ver-
braucherinnen und Verbrau-
chern in klarer und verständli-
cher Weise schriftlich zur Ver-
fügung gestellt werden und 
von den Kundinnen und Kun-
den schriftlich genehmigt wer-
den. 

 
 Die anfängliche Vertragslauf-

zeit von Mobilfunk- und Inter-
netverträgen darf maximal 24 
Monate betragen. Anbieter 
werden verpflichtet, immer 
auch Verträge mit einer an-
fänglichen Laufzeit von maxi-
mal 12 Monaten anzubieten. 
Nach Ablauf der anfänglichen 
Vertragslaufzeit sind die Ver-
träge künftig monatlich künd-
bar und verlängern sich nicht 
wie bisher um weitere zwölf 
Monate. 

 
 Außerdem haben Nutzerinnen 

und Nutzer künftig Ansprüche 
auf Entschädigung bezie-
hungsweise Minderung, wenn 
Störungen nicht rasch beho-
ben werden oder vertraglich 
zugesicherte Leistungen nicht 
vollumfänglich erbracht wer-
den. 

 
 

Auch in Punkto Sicherheit und Straf-
verfolgung bleibt die Balance mit 
dem Schutz des Kommunikationsge-
heimnisses und der persönlichen Da-
ten gewahrt. Hier konnten in den 
Verhandlungen Regeln entwickelt 
werden, die auf Basis europäischer 
Standards die rechtmäßige Telekom-
munikationsüberwachung ermögli-
chen, ohne die Sicherheit der Netze 
in Frage zu stellen. 
 
Das Telekommunikations-Modernisie-
rungsgesetz (TKMoG) bringt den 
dringend erforderlichen Ausbau der 
digitalen Infrastruktur entscheidend 
voran, setzt gezielte Anreize für In-
novationen, verbessert die Glasfa-
seranbindung von Wohnungen und 
stärkt die Rechte der Verbraucherin-
nen und Verbraucher im Bereich der 
Telekommunikation. Damit macht die 
Koalition das Telekommunikations-
recht in Deutschland fit für die Zu-
kunft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Twitter.com/rischwasu 
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Kinderarbeit  
darf kein  
Wettbewerbsvorteil 
sein 
Große, in Deutschland ansäs-
sige Unternehmen sollen ver-
pflichtet werden, ihre Liefer-
ketten auf Menschenrechts-
verletzungen hin zu überprü-
fen. Bei Verstößen drohen 
Bußgelder. 
 
Große Unternehmen werden künftig 
gesetzlich verpflichtet, die Einhaltung 
von Menschenrechten entlang ihrer 
gesamten Lieferketten zu gewährleis-
ten. Die Koalition hat dafür das soge-
nannte Lieferkettengesetz in den Bun-
destag eingebracht. Den Plänen zu-
folge werden große in Deutschland 
ansässige Unternehmen verpflichtet, 
ihre gesamten Lieferketten auf Men-
schenrechtsverletzungen und Um-
weltrisiken hin zu überprüfen. Sollten 
Missstände festgestellt werden, bei-
spielsweise Kinderarbeit, Sklaverei, 
Zwangsarbeit oder auch die Vergif-
tung von Trinkwasser-Ressourcen, 
dann müssen diese abgestellt werden. 
Laut Gesetzentwurf sollen die Regeln 
ab 2023 für Unternehmen mit mehr 
als 3000 Beschäftigten und ab 2024 
für Unternehmen mit mehr als 1000 
Beschäftigten gelten. 
 
Bußgelder bis zu acht Millionen Euro 
 
Das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle wird die Unterneh-
men bei der Umsetzung des Lieferket-
tengesetzes unterstützen. Gleichzei-
tig soll es die Einhaltung des Gesetzes  
 

kontrollieren und bei Verstößen 
Zwangs- und Bußgelder verhängen 
können. Bei schweren Verstößen ge-
gen Sorgfaltspflichten müssen Unter-
nehmen künftig mit Bußgeldern bis zu 
acht Millionen Euro rechnen. 
 
Bei mehr als 400 Millionen Euro Jah-
resumsatz können diese auch bis zu 
zwei Prozent des weltweiten durch-
schnittlichen Jahresumsatzes betra-
gen, etwa wenn trotz bekannter Men-
schenrechtsverletzungen ein Unter-
nehmen keine Abhilfemaßnahmen er-
griffen hat. 
 
Darüber hinaus sollen Unternehmen 
ab einer Bußgeldhöhe von 175 000 
Euro für bis zu drei Jahre von öffentli-
chen Ausschreibungen ausgeschlos-
sen werden können. NGOs und Ge-
werkschaften sollen zudem die Mög-
lichkeit bekommen, von Menschen-
rechtsverletzungen Betroffene in 
Deutschland vor Gericht zu vertreten. 
 
Gesetz schafft fairen Wettbewerb 
 
Auf die Einführung eines solchen Ge-
setzes hatte die SPD-Bundestagsfrak-
tion schon in den Koalitionsverhand-
lungen gedrungen, weil die freiwillige 
Selbstverpflichtung der deutschen 
Wirtschaft auf die im Nationalen Akti-
onsplan Wirtschaft und Menschen-
rechte festgelegten Sorgfaltspflichten 
nicht von allen Unternehmen einge-
halten wird. 
 
Das Gesetz schafft somit auch faire 
Wettbewerbsbedingungen für all jene 
Unternehmen, die ihre unternehmeri-
schen Sorgfaltspflichten bereits erfül-
len. Profitmaximierung durch Hunger-
löhne, ausbeuterischer Kinder- und 
Zwangsarbeit wird ein Ende gemacht. 
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Kinder und  
Jugendliche  
werden gestärkt 
Die Kinder- und Jugendhilfe 
wird verbessert – inklusiv, 
partnerschaftlich und auf  
Augenhöhe mit Eltern, Kindern 
und Jugendlichen. Die Hilfen 
sollen künftig aus einer Hand 
kommen. 
 
Alle Kinder und Jugendlichen haben 
ein Recht darauf, gut aufzuwachsen. 
Doch nicht alle haben die gleichen 
Startvoraussetzungen. So leben in 
Deutschland 360.000 Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderung. Es gibt 
drei bis vier Millionen Kinder, deren 
Vater oder Mutter unter einer psychi-
schen Krankheit leidet. 

Immer wieder gibt es in Familien Not-
situationen, in denen sie Hilfe von Be-
ratungsstellen oder vom Jugendamt 
brauchen. Mit dem neuen Gesetz zur 
Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen (KJSG) will die Koalition die Kin-
der- und Jugendhilfe fortentwickeln.  

Das Gesetz, das in dieser Woche vom 
Bundestag verabschiedet wurde, ist 
das Ergebnis eines einjährigen Dialog-
prozesses von Bund, Ländern, Kom-
munen und Fachleuten aus Wissen-
schaft und Praxis der Kinder- und Ju-
gendhilfe und umfasst fünf Schwer-
punkte: 

Erstens einen besseren Kinder- und 
Jugendschutz. So soll es künftig bei 
Kindeswohlgefährdungen eine ver-
stärkte Kommunikation zwischen dem 
Jugendamt und Fachkräften wie Ärz-
tinnen und Ärzten oder Lehrerinnen 

und Lehrern geben.  Es wird Schutz-
konzepte für Kinder und Jugendliche 

in Pflegefamilien geben, Heime und 
Auslandsmaßnahmen werden künftig 
stärker kontrolliert. Außerdem wird 
die Zusammenarbeit von Justiz, Straf-
verfolgungsbehörden und Jugendäm-
tern verstärkt. 

Bessere finanzielle Situation 

Zweitens verbessert das neue Gesetz 
die finanzielle Situation von Kindern 
und Jugendlichen. Wer in einer Pfle-
gefamilie oder in Einrichtungen der 
Erziehungshilfe aufwächst, muss sich 
künftig mit maximal 25 Prozent des 
Einkommens, statt wie bisher 75 Pro-
zent, an den Kosten beteiligen. So 
bleibt mehr von dem Geld, das man 
sich zum Beispiel im Ferienjob ver-
dient hat.  

Eltern bekommen einen Rechtsan-
spruch auf Unterstützung und Förde-
rung der Beziehung zum Kind. Das Fa-
miliengericht kann unter bestimmten 
Voraussetzungen anordnen, dass ein 
Kind oder Jugendlicher dauerhaft bei 
seinen Pflegeeltern bleibt. Junge Voll-
jährige erhalten einen besseren An-
spruch auf Fortsetzung der Hilfen. Sie 
können auch künftig in die Pflegefa-
milie oder die Wohngruppe zurück-
kehren, wenn der Schritt in die 
Selbstständigkeit noch nicht gelingt. 

Drittens sorgt das neue KJSG dafür, 
dass Hilfen künftig aus einer Hand 
kommen sollen. Kinder und Jugendli-
che mit Behinderungen und ihre El-
tern werden auch künftig auch zu 
Leistungen der Eingliederungshilfe 
von der Kinder- und Jugendhilfe bera-
ten. Verpflichtend ab 2024, freiwillig 
auch schon früher stehen ihnen Ver-
fahrenslotsen des Jugendamtes zur 
Seite. Ziel ist es, dass ab 2028 die 



 

 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB | Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

T: 030 – 227 73 071 | F: 030 – 227 76 173 | E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 
10 

 

Kinder- und Jugendhilfe für alle Kin-
der, mit oder ohne Behinderungen, 
zuständig ist. 

Der vierte Kernpunkt des Gesetzes ist 
der Ausbau von Unterstützungsstruk-
turen. Künftig sollen Familien, Kinder 
und Jugendliche schnell und unbüro-
kratisch Hilfe in Notsituationen be-
kommen. Eine örtliche Erziehungsbe-
ratungsstelle hilft bei der Bewältigung 
des Alltags in schwierigen Situatio-
nen, etwa bei psychischen Erkrankun-
gen. So können etwa Patinnen und 
Paten einspringen, um regelmäßig Es-
sen zu kochen oder Kinder zur Schule 
zu bringen. Die Aufgaben zur Förde-
rung der Erziehung in der Familie wer-
den klarer gefasst, Schulsozialarbeit 
im Gesetz verankert. 

Mehr Beteiligung 

Fünftens sieht das Gesetz vor, Fami-
lien und junge Menschen stärker zu 
beteiligen. So sollen unabhängige 
Ombudsstellen in Konflikten mit dem 
Jugendamt oder mit Leistungserbrin-
gern beraten und vermitteln. Die Be-
schwerdemöglichkeiten für Kinder 
und Jugendliche in Einrichtungen und 
in Pflegefamilien werden verbessert. 
Zudem bekommen Kinder und Ju-
gendliche einen Beratungsanspruch. 
Selbstvertretungsorganisationen von 
Kindern und Jugendlichen, von Eltern 
und Pflegeeltern werden gestärkt. 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt 
den besseren Schutz von Kindern und 
Jugendlichen, die stärkere Beteiligung 
und die Hilfen aus einer Hand: „Das 
neue Gesetz macht die Kinder- und 
Jugendhilfe besser: inklusiv, partner-
schaftlich und auf Augenhöhe mit El-
tern, Kindern und Jugendlichen“, er-
klärt Sönke Rix, der kinder- und jun-
gendpolitische Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion. 
 

Bessere Förderung, 
mehr Rechte 
Für Menschen mit Behinderun-
gen wird der Alltag verbes-
sert: Sie bekommen mehr 
Rechte bei Arbeit und Ausbil-
dung, und Assistenzhunde 
dürfen auch Behörden und 
Arztpraxen betreten.  
 
Die Koalition stärkt die gesellschaftli-
che Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen. Hierzu hat der Bundestag 
jetzt das sogenannte Teilhabestär-
kungsgesetz beschlossen, das Bunde-
sozialminister Hubertus Heil vorgelegt 
hatte. Das Gesetz bündelt eine Reihe 
von Neuregelungen: So haben Assis-
tenzhunde künftig auch Zutritt zu all-
gemein zugänglichen Einrichtungen, 
etwa Behörden, Arztpraxen oder Ge-
schäften.  
 
Leistungserbringer von Reha- und 
Teilhabeleistungen müssen geeignete 
Maßnahmen treffen, um den Schutz 
vor Gewalt zu gewährleisten – insbe-
sondere für Frauen. Damit wird jetzt 
eine Verpflichtung aus der UN-Behin-
dertenrechtskonvention umgesetzt. 
 
Weitere Regelungen betreffen Ausbil-
dung und Arbeit: Wer im Arbeitsbe-
reich einer Werkstatt für behinderte 
Menschen tätig ist, kann künftig über 
das sogenannte Budget für Ausbil-
dung gefördert werden. Dadurch wird 
die Möglichkeit eröffnet, eine Ausbil-
dung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt zu machen. Jobcenter sollen 
zudem Rehabilitanden so fördern kön-
nen wie alle anderen erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten auch. 
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Im parlamentarischen Verfahren hat 
die SPD-Fraktion wichtige Verbesse-
rungen erreicht. So wird etwa das be-
triebliche Eingliederungsmanagement 
gestärkt, indem eine zusätzliche Ver-
trauensperson des oder der Beschäf-
tigten hinzugezogen werden kann.  
 
Außerdem wird es für Arbeitgeber:in-
nen einheitliche Ansprechstellen ge-
ben, die unabhängig und trägerüber-
greifend in Fragen von Ausbildung 
und Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen als Ansprechpart-
ner:innen und Lots:innen zur Verfü-
gung stehen. 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Instagram.com/rischwasu 

Größere Hürden  
für Steuertricks 
Mit sogenannten Share deals 
umgehen Immobilienkonzerne 
seit Jahren die fällige Grund-
erwerbsteuer. Nun wird dies 
erschwert – ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg hin zu 
mehr Steuergerechtigkeit. 
 
Immobilienkonzerne umgehen seit 
Jahren die fällige Grunderwerbsteuer. 
Dies geschieht mittels sogenannter 
„Share Deals“, die es den Investoren 
ermöglichen, die Wohnobjekte erst in 
eine Firma zu überführen und im An-
schluss Anteile (im Englischen 
„Shares“) dieser Firma zu verkaufen. 
Durch diesen Steuertrick haben die 
Länder Mindereinnahmen bei der 
Grunderwerbsteuer von bis zu einer 
Milliarde Euro im Jahr.  
 
Von den Wohnungen, die zwischen 
2007 bis 2017 die Besitzer:innen 
wechselten, wurden rund 65 Prozent 
mithilfe eines Share Deals verkauft. 
In 46 Prozent dieser Fälle lag der ver-
kaufte Anteil unter 95 Prozent. Das ist 
die Hürde, die es bisher erlaubt, die 
Grunderwerbsteuer zu umgehen. 
 
Um diese Steuerumgehung einzu-
dämmen, werden nun die geltenden 
Bedingungen verschärft. Künftig wird 
Grunderwerbsteuer bereits dann fäl-
lig, wenn mindestens 90 Prozent der 
Anteile einer grundstückshaltenden 
Gesellschaft innerhalb von zehn Jah-
ren erworben werden. Damit ist das 
Gesetz zur Änderung des Grunder-
werbsteuergesetzes, das diese Woche 
verabschiedet wurde, ein weiterer 
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wichtiger Schritt auf dem Weg hin zu 
mehr Steuergerechtigkeit. 
 
Darin wird auch geregelt, dass An-
teilseigner:innenwechsel in Höhe von 
mindestens 90 Prozent bei Kapitalge-
sellschaften zukünftig erfasst und die 
Fristen, innerhalb derer es zur Grund-
erwerbsteuerpflicht kommt, von fünf 
auf zehn Jahre verlängert werden. Die 
Grunderwerbsteuer soll also fällig 
werden, wenn innerhalb von 10 Jah-
ren (bisher 5 Jahren) mehr als 90 Pro-
zent (bisher 95 Prozent) der Anteile 
an einer grundstücksbesitzenden Per-
sonen- oder Kapitalgesellschaft auf 
neue Gesellschafter übergehen. 
 
Es ist kein Geheimnis, dass die SPD-
Fraktion eine noch verbindlichere Re-
gelung zur Bekämpfung von Steuer-
vermeidung mittels Share Deals 
wollte. Die SPD-Fraktion hat im parla-
mentarischen Verfahren gefordert, 
dass Share Deals künftig bereits beim 
Erwerb von 75 Prozent der Gesell-
schaftsanteile der Grunderwerbsteuer 
unterliegen, um letztlich dieses Steu-
erschlupfloch zu schließen. Leider hat 
die CDU/CSU diese Forderung abge-
lehnt und damit eine noch effektivere 
Regelung verhindert. 
 

 

 

 

 

 
facebook.com/schwarzeluehr-sutter 

AUS DER REGION 

 
 
 
 
 
 
 

Die Risiken der 
Atomkraft 
machen nicht  
an Grenzen Halt 

 

35 Jahre seit Tschernobyl, zehn Jahre 
seit Fukushima: Heute, am 26. April, 
jährt sich einmal mehr die Reaktorka-
tastrophe im ukrainischen Tscherno-
byl. Damit, dass Deutschland im kom-
menden Jahr endgültig aus der Atom-
kraft aussteigt, ist eine entscheidende 
Etappe der Energiewende erreicht. 
Am Ziel ist die neue Energiepolitik 
noch lange nicht. Die SPD-Bundes-
tagsabgeordnete und für nukleare Si-
cherheit zuständige Parlamentarische 
Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-
Sutter sagt zum Tschernobyl-Tag: 

"Die Atomkraft ist eine veraltete 
Technologie, deren Gefahrenpotenti-
ale und Risiken nicht an Ländergren-
zen haltmachen. Deshalb ist es völlig 
richtig, dass wir in Deutschland 2022 
endgültig aus der Atomverstromung 
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aussteigen. Wir brauchen die Atom-
energie nicht, um das Klimaschutzab-
kommen von Paris einzuhalten. Mit 
dem konsequenten Ausbau der Er-
neuerbaren Energien werden wir 2050 
emissionsneutral sein. 

Mit der Überalterung der Atomreakto-
ren steigt das Risiko der Atomkraft. 
Die Bundesregierung lehnt deshalb 
Laufzeitverlängerungen ab. Dass in 
Nachbarländern wie beispielsweise 
der Schweiz und Frankreich inzwi-
schen Betriebszeiten von deutlich 
mehr als den eigentlich vorgesehenen 
40 Jahren erwogen werden, sehe ich 
mit großer Sorge für unsere Region. 
 
Es wäre schon einiges gewonnen, 
wenn die beiden Länder bei Entschei-
dungen über längere Laufzeiten ihre 
Nachbarstaaten mittels grenzüber-
schreitender Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) einbeziehen würden. 
Dafür setzt sich das Bundesumwelt-
ministerium (BMU) intensiv ein. Nach-
dem die Schweiz mit dem gesetzli-
chen Neubauverbot schon einen ent-
scheidenden Schritt gemacht hat, 
wäre Klarheit darüber, wann das 
letzte Atomkraftwerk im Nachbarland 
vom Netz gehen wird, ein großartiges 
Signal." 
 
Aus Anlass des Jahrestages von 
Tschernobyl diskutiert Rita Schwar-
zelühr-Sutter heute bei einer Online-
Veranstaltung der SPD-Bundestags-
fraktion u.a. mit dem Präsidenten der 
Naturfreunde Deutschlands, Michael 
Müller, und dem Anti-Atom-Aktivisten 
und Herausgeber des "World Nuclear 
Industry Status Report", Mycle 
Schneider, über die Folgen und den 
politischen Ausblick nach Tschernobyl 
und Fukushima. Diese Debatte ist im 
Livestream zu sehen ab 18:00 Uhr: 

https://www.spdfraktion.de/tschernobyl  
 

Sechs Wochen,  
500 Anträge,  
500.000 Euro für 
E-Lastenräder 
Die Förderung gewerblich genutzter 
E-Lastenfahrräder läuft erfolgreich 
an. Das Bundesumweltministerium 
hat innerhalb von sechs Wochen im 
Rahmen der Nationalen Klimaschutzi-
nitiative (NKI) ein Fördervolumen von 
500.000 Euro vergeben. Insgesamt 
gingen bereits mehr als 500 Anträge 
für etwa 600 E-Lastenfahrräder ein. 
„Das ist ein starkes Signal“, sagt die 
Staatssekretärin im Bundesumwelt-
ministerium, Rita Schwarzelühr-Sut-
ter: „Der Umstieg auf klimafreundli-
che Mobilität spielt bei unseren zu-
künftigen Innenstadtkonzepten eine 
wichtige Rolle“. 

Gefördert werden E-Lastenfahrrädern 
(Lastenpedelecs) und Lastenanhä-
ngern mit elektrischer Antriebsunter-
stützung (E-Lastenfahrradanhänger) 
für den fahrradgebundenen Lasten-
verkehr in Industrie, Gewerbe, Han-
del, Dienstleistungen und im kommu-
nalen Bereich. Förderfähig sind 25 
Prozent der Ausgaben für die Anschaf-
fung, maximal jedoch 2.500 Euro pro 
Fahrzeug. 

Dank eines sehr schlanken Antrags-
verfahrens gibt es für die Antragstel-
lenden keine langen Wartezeiten bis 
zur Entscheidung ihrer Förderanträge. 
Im Schnitt dauerte es vom Eingang 
des Antrags bis zum Förderbescheid 
nur acht Tage. Das Bundesamt für 
Wirtschaft & Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
hat seit Start des Förderprogramms 
bereits 330 Zusagen mit einem För-
dervolumen von insgesamt rund 
500.000 Euro für mehr als 350 Räder 
versendet. 

https://www.spdfraktion.de/tschernobyl
http://www.klimaschutz.de./
http://www.klimaschutz.de./
https://www.klimaschutz.de/klimafreundliche-logistik
https://www.klimaschutz.de/klimafreundliche-logistik
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Von der Förderung profitieren private 
Unternehmen, Unternehmen mit 
kommunaler Beteiligung, Kommunen, 
Körperschaften/Anstalten des öffent-
lichen Rechtes sowie rechtsfähige 
Vereine und Verbände. Die Förderan-
träge zur Richtlinie nimmt das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) entgegen. Die An-
tragstellung erfolgt über ein elektroni-
sches Antragsverfahren. 
 
 

Corona-Hilfe  
für Tierheime 

Die Corona-Pandemie stellt auch die 
Tierschutzvereine vor große finanzi-
elle Probleme. Die fehlenden Vermitt-
lungsmöglichkeiten für Tiere und der 
somit erhöhte Betreuungsbedarf wäh-
rend des Lockdowns sind für sie nur 
schwer zu bewältigen.  

Um die Situation in den Tierheimen zu 
verbessern und das Tierwohl zu si-
chern, stellt das Bundesumweltminis-
terium jetzt eine Fördersumme von 
insgesamt fünf Millionen Euro zur Ver-
fügung. Allen Tierschutzvereinen, die 
Träger von Tierheimen sind, kann auf 
Antrag ein einmaliger Betriebskosten-
zuschuss in Höhe von 7.500 Euro ge-
währt werden.  

In der Corona-Pandemie fallen für 
viele Tierschutzvereine die Spenden 
weg. Vereinsaktivitäten, mit denen 
normalerweise Spenden gewonnen 
werden, können nicht durchgeführt 
werden. Gleichzeitig fehlen die Ver-
mittlungsmöglichkeiten für die unter-
gebrachten Tiere, so dass der Betreu-
ungsbedarf und damit auch die Kos-
ten während des Lockdowns steigen.  

 

SPD-Konferenz für die 
Betriebs- Personalräte 

Unter dem Motto "Sozialer Zusam-
menhalt braucht starke Sozialpartner 
- Hand in Hand gestärkt aus der Krise" 
veranstaltet die SPD-Bundestagsfrak-
tion am Montag, 7. Juni 2021, ihre 
jährliche Konferenz für die Interes-
senvertretungen der Arbeitnehmer: 
innen. Die Betriebs- und Personalrä-
tekonferenz findet von 9:00 bis 15:00 
Uhr unter den geltenden Corona-Si-
cherheitsmaßnahmen in einer hybri-
den Form statt. Das bedeutet, dass 
alle direkt beteiligten Akteurinnen und 
Akteure vor Ort sein werden, während  
die Gäste das Programm online ver-
folgen werden. 
 
Diese Art von Konferenz bietet auch 
denen die Möglichkeit teilzunehmen, 
die unter den besonderen Vorausset-
zungen den Weg nach Berlin nicht an-
getreten hätten. Das hybride Format 
soll einer lebhaften Diskussion keinen 
Abbruch tun. Ganz im Gegenteil: 
Jede:r kann Fragen in den Chat stel-
len, die dann von den jeweiligen Akt-
euren beantwortet werden. Darüber 
hinaus sind vielfältige Möglichkeiten 
vorgesehen, sich direkt an der Konfe-
renz zu beteiligen. 
 
Wir freuen uns über die Zusage von 
Hubertus Heil, Bundesminister für Ar-
beit und Soziales, von Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz und des DGB-
Vorsitzenden Reiner Hoffmann. 
Anmeldung bis spätestens Freitag, 
den 30. April 2021. Ihre Kontaktdaten 
werden dann an die Fraktion weiter-
geleitet, sodass Sie das Programm 
und die Zugangsdaten erhalten. 
 
Anmeldung über mein Wahlkreisbüro 
  

mailto:%20rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de
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Straßen unter Strom  
Online-Konferenz 

Ist die Erzeugung von Strom durch die 
Überbauung von Verkehrswegen mit 
Photovoltaikmodulen möglich und zu-
gleich sinnvoll? Das Fraunhofer-Insti-
tut für Solare Energiesysteme (ISE) 
stellt dieses Projekt „PV-Straßenüber-
dachung“ vor. 
  

• Welche Potentiale sind vorhan-
den?  

• Welche Auswirkungen hat die 
Überbauung von Verkehrswe-
gen bezüglich Verkehrssicher-
heit, Lärmschutz, Verschleiß?  

• Welche technischen Probleme 
bestehen? 

• Wirtschaftliche Aspekte? 

Diese Fragen diskutieren morgen, 
Dienstag, Jonas D. Huyeng vom ISE 
Freiburg und Rita Schwarzelühr-Sut-
ter, Parlamentarische Staatssekretä-
rin im Umweltministerium, in einer 
Online-Konferenz. Der Beginn ist um 
19:00 Uhr.  
 
Die Teilnahme an dieser Onlinekonfe-
renz ist möglich per Computer, Tablet 
oder Smartphone: https://www.goto-
meet.me/bernd_engesser/straßen-
unter-strom 
 
…oder per Telefon: 0721 9881 4161 
(Zugangscode: 855-677-389) 
 

 
 

Kommunalpolitische 
Konferenz 

Die Innenstadt, ob groß oder klein, ist 
das soziale und kommunikative Zent-
rum einer Stadt. Viele Innenstädte 
stehen vor großen Aufgaben – Corona 
hat diese Herausforderungen noch 
einmal zugespitzt. 
 
Eines der Kernelemente einer attrak-
tiven Innenstadt ist der Einzelhandel. 
Immer häufiger beklagen sich Kunden 
über die „Uniformität“ der Städte – 
überall das gleiche Angebot in ähnli-
chem Ambiente. Auch das führt zu Be-
sucher- und Umsatzrückgängen. Die 
Digitalisierung und der Online-Handel 
verändern Einkaufs- und Freizeitver-
halten, bieten aber auch Chancen.  
 
Die Innenstadt läuft Gefahr, mehr und 
mehr an Anziehungskraft zu verlieren. 
Ihre Attraktivität wirkt sich in hohem 
Maße auf die Anziehungskraft für an-
dere Wirtschaftszweige aus. Wo es 
vielfältigen Handels- und Erlebnis-
raum gibt, haben Unternehmen wenig 
Mühe, Fachkräfte zu finden. Aber nur, 
wenn sich Familien Wohnraum in der 
Innenstadt leisten können. 
 
Wie müssen sich die Innenstädte ver-
ändern, damit sie auch in Zukunft at-
traktive Orte zum Wohnen, Arbeiten 
und Wohlfühlen bleiben?  
 
Dieser Frage möchten wir zusammen 
mit dem Bundesminister für Finanzen, 
Olaf Scholz, und Vertreter:innen aus 
Wirtschaft und Kultur am Dienstag, 
11. Mai 2021, um 10:30 Uhr auf einer 
Onlinekonferenz der SPD-Bundes-
tagsfraktion nachgehen. 
 
Weitere Informationen zu dieser Ver-
anstaltung und zur Anmeldung unter 
 
rita.schwarzeluehr-sutter.de/aktuelles 
  

https://www.gotomeet.me/bernd_engesser/stra%C3%9Fen-unter-strom
https://www.gotomeet.me/bernd_engesser/stra%C3%9Fen-unter-strom
https://www.gotomeet.me/bernd_engesser/stra%C3%9Fen-unter-strom
https://schwarzel%C3%BChr-sutter.de/?p=11008&preview=true
https://schwarzel%C3%BChr-sutter.de/?p=11008&preview=true
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MITMACHEN!  
„Tag der kleinen 
Forscher“ ist  
am 16. Juni 2021 
Am 16. Juni 2021 findet der 
jährliche Aktionstag der Stif-
tung „Haus der kleinen For-
scher“ statt. Die Bildungsein-
richtungen in der Region sind 
aufgerufen, mit den Kindern 
die Vielseitigkeit des Materials 
Papier zu erforschen. 
 
Der „Tag der kleinen Forscher“ ist ein 
bundesweiter Mitmachtag. Er widmet 
sich jedes Jahr einem neuen Thema 
rund um Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaften, Technik (MINT) 
und Nachhaltigkeit. 2021 lautet das 
Motto des Aktionstags „Papier – das 
fetzt!“. Damit rückt eines der wich-
tigsten und wertvollsten Materialien 
für Kinder in den Mittelpunkt. Kinder 
lieben Papier längst nicht nur zum Ma-
len. Diese Vielseitigkeit und den Wert 
von Papier sollen sie entdecken.  
 
Dabei geht es auch darum, Kinder zu 
inspirieren, Papier im Alltag bewusst 
einzusetzen. Denn wie jede Produk-
tion von Werkstoffen ist auch die Pa-
pierherstellung mit dem Verbrauch 
von Ressourcen, beispielsweise von 
Holz und Energie, verbunden. Und der 
Papierverbrauch in Deutschland ist 
hoch und steigt weiter. Es gilt daher, 
Papier mit Bedacht einzusetzen. 

 
 
Die Stiftung „Haus der kleinen For-
scher“ lädt alle Kitas, Horte und 
Grundschulen ein, sich daran zu be-
teiligen. Auf der Website zum Aktions-
tag unter www.tag-der-kleinen-for-
scher.de gibt es spannende beglei-
tende Forscheraktivitäten, an denen 
sich die teilnehmenden Bildungsein-
richtungen bei ihren Vorbereitungen 
orientieren können. Rita Schwar-
zelühr-Sutter: „Die Corona-Pandemie 
hat einmal mehr gezeigt, wie wichtig 
ein wissenschaftlicher Blick auf die 
Welt ist. Ich würde mich freuen, wenn 
es möglichst viele Einrichtungen der 
frühen Bildung trotz der anhaltenden 
Pandemie irgendwie möglich machen, 
dass ihre Kinder am Tag der kleinen 
Forscher teilnehmen können. 
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Liebe Leserin, lieber Leser,  
 
in der vergangenen Woche war der Tag der Erde. Und sein Motto knackig wie ein 
saftiger Apfel: „Jeder Biss zählt. Schütze, was Du isst – schütze unsere Erde.“ 
Was wir essen und wie wir es zubereiten, hat nicht nur Einfluss auf unsere Ge-
sundheit, sondern auch auf das Klima.  
 
Klimaschutz ist nur wirksam, wenn es uns gelingt, ihn weltweit zur gemeinsamen 
Aufgabe zu machen. Und wenn es uns gelingt, alle mitzunehmen. Gutes Essen 
muss so wie Erneuerbare Energien für alle erreichbar und bezahlbar sein. Wir in 
der SPD arbeiten schon an diesem sozial-ökologischen Wandel. 
 
Ich hoffe, Sie hatten eine informative Lektüre! Gerne können Sie sich jederzeit 
bei mir melden. Wir gehen online und tauschen uns aus. Oder Sie besuchen mich 
auf meiner Webseite und folgen mir auf Facebook, Twitter und Instagram. Mit 
den QR-Codes auf einzelnen Seiten dieses Newsletters geht das ganz einfach. 
 

 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 
M: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 
M:rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 
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